
Düsseldorf – An der Kieler Förde gibt es
schöne Strände – und gleich zwei Marine-
werften nebeneinander. Das Unterneh-
men German Naval Yards Kiel (GNYK) be-
treibt dort eine 30 Fußballfelder große
Werft mit 60 Kränen und einem der mäch-
tigsten Trockendocks Europas. Die Firma,
früher bekannt als Howaldtswerke-Deut-
sche Werft, baut mit 400 Beschäftigten Fre-
gatten oder Korvetten. Direkt nebenan
sitzt TKMS, die börsennotierte Marine-
werften-Tochter von Thyssenkrupp.
TKMS fertigt ebenfalls Kriegsschiffe und
ist zugleich weltweit größter Hersteller
nicht atomgetriebener U-Boote. Künftig
könnten die beiden Nachbarwerften zu-
sammengehören, denn TKMS will GNYK
kaufen.

Ein Sprecher des Konzerns, der früher
Thyssenkrupp Marine Systems hieß, sag-
te, TKMS habe „ein nicht bindendes Ange-
bot gegenüber German Naval Yards“ abge-
geben. Bereits im Dezember hatte Firmen-
chef Oliver Burkhard verkündet, dass sein
Unternehmen die Bücher von GNYK prüfe:
„Wir gucken uns das an, sehr rasch, und
entscheiden dann auch sehr schnell“, sagte
er damals. Der Sprecher betonte, dass die
Gespräche weiterhin ergebnisoffen ge-
führt würden. Bisher gehört GNYK dem
französischen Familienkonzern CMN Na-
val.

TKMS nutzt schon einzelne Anlagen des
Nachbarn. Nach einem Kauf hätte das Un-
ternehmen vollen Zugriff auf die große
Werft. Das könnte dabei helfen, die vielen
Bestellungen abzuarbeiten. Seit Russlands

Überfall auf die Ukraine investieren westli-
che Staaten wieder mehr in ihre Armeen
und Marine. TKMS profitiert wie andere
Rüstungskonzerne von dieser Zeitenwen-
de. Die Firma mit weltweit 9100 Beschäftig-
ten hat Aufträge für mehr als 18 Milliarden
Euro in den Büchern, ein Rekordwert. Der
Umsatz stieg im abgelaufenen Geschäfts-
jahr – das im September endet – um fast
ein Zehntel auf 2,2 Milliarden Euro, unter
dem Strich blieben 108 Millionen Euro Ge-
winn hängen.

Seit Oktober können auch Aktionäre an
diesen Erfolgen teilhaben: Der Industrie-
konzern Thyssenkrupp brachte 49 Pro-
zent an der Tochter TKMS an die Börse, wo-
mit das Essener M-Dax-Mitglied weiter-
hin die Mehrheit der Anteile hält. Die Aktie
startete mit 60 Euro in den Handel, inzwi-
schen liegt sie bei mehr als 80 Euro. Der
Kurs kletterte also in weniger als drei Mo-
naten um ein gutes Drittel.

Andere Aktien aus dieser Branche entwi-
ckeln sich ebenfalls glänzend. Der Kurs
des bayerischen Rüstungselektronikanbie-
ters Hensoldt legte binnen eines Jahres um
fast die Hälfte zu, beim Panzergetriebeher-
steller Renk aus Augsburg war das Plus
ähnlich hoch. Spitzenreiter ist jedoch
Deutschlands größter Rüstungskonzern
Rheinmetall aus Düsseldorf. Papiere des
Dax-Mitglieds mit 42 000 Beschäftigten
kosteten vor vier Jahren, vor Ausbruch des
Ukraine-Kriegs, weniger als 100 Euro. Mitt-
lerweile sind es mehr als 1800 Euro.

Die Rallye bei Rüstungsaktien lockt wei-
tere Unternehmen: KNDS, der deutsch-

französische Hersteller des Leopard-Pan-
zers, verkündete bereits im Dezember, für
das laufende Jahr einen Börsengang in
Frankfurt und Paris anzustreben. Und die
Nachrichtenagentur Bloomberg berichtet,
dass der tschechische Munitions- und Pan-
zerfahrzeug-Produzent Czechoslovak
Group schon kommende Woche über Bör-
sengangpläne informieren könnte.

Dass westliche Regierungen mehr ins
Militär investieren, treibt aber nicht nur
die Aktienkurse. Es erhöht zugleich den
Druck, dass sich Firmen zusammenschlie-
ßen. Denn im Vergleich zu Rivalen in den
USA sind viele europäische Rüstungskon-
zerne recht klein – eine Folge davon, dass
zahlreiche Staaten ihre eigenen Hersteller
haben. Kleinen Unternehmen fällt es je-

doch schwerer, die nötigen Mittel aufzu-
bringen, um an neuen Waffen zu forschen
oder die Produktion schnell auszuweiten.
Genau das wäre allerdings nötig, schließ-
lich wollen die Regierungen ihre Armeen
möglichst rasch schlagkräftiger machen.

Auch unter Europas Marinewerften
wird es nach Einschätzung von Fachleuten
zu Fusionen kommen. TKMS-Chef Burk-
hard sagte dazu kürzlich in einem Inter-
view, er halte „eine europäische Konsoli-
dierung“ für denkbar: „Wir führen auch lo-
se Gespräche, nicht jedoch mit allen natür-
lich.“ Der 53-Jährige hatte in der Vergan-
genheit Interesse daran geäußert, sein Un-
ternehmen mit dem Rivalen Naval Vessels
Lürssen (NVL) aus Bremen zusammenzu-
schließen, einer Marinewerftengruppe
mit 2100 Beschäftigten.

Im vorigen September verkündete aber
Rheinmetall überraschend, NVL zu erwer-
ben, für geschätzt 1,5 bis zwei Milliarden
Euro. Der Rüstungskonzern, der vor allem
für Panzer und Artilleriegeschosse be-
kannt ist und zehn Milliarden Euro Um-
satz macht, baut künftig also auch Kriegs-
schiffe. Burkhard sagt, der Einstieg dieses
viel größeren Unternehmens in seinen
Markt beunruhige ihn nicht. Doch er will
jetzt ebenfalls zukaufen – direkt in der
Nachbarschaft. Björn Finke

V o n U w e R i t z e r

D as Thema hat den SPD-Politi-
ker Hans-Jochen Vogel sein
politisches Leben lang umge-
trieben. Und er hat nie einen
Hehl daraus gemacht, dass er

gescheitert ist. An politischen Mehrhei-
ten, an Koalitionspartnern, vor allem an
mächtigen Lobbyisten. Jahrzehntelang
kämpfte der frühere Münchner Oberbür-
germeister, Regierende Bürgermeister
von Berlin, Bundesminister, sowie SPD-
Partei- und Fraktionschef in all seinen Äm-
tern für einen gesellschaftspolitisch faire-
ren Umgang mit Grund und Boden. Vogel
hat darüber sein letztes Buch geschrieben,
im 94. Lebensjahr, wenige Monate vor sei-
nem Tod. Einen schmalen, fundierten
Band mit dem Titel: „Mehr Gerechtig-
keit!“ Die Unterzeile postuliert eine Grund-
überzeugung des großen Sozialdemokra-
ten: „Wir brauchen eine neue Bodenord-
nung – nur dann wird auch Wohnen wie-
der bezahlbar“.

Bald sieben Jahre sind seit dem Erschei-
nen des Buches vergangen. Jahre, in de-
nen alles noch viel schlimmer wurde.
Längst geht es nicht mehr um bezahlbares
Wohnen allein, sondern generell darum,
wie mit dem Allgemeingut Boden umge-
gangen wird. Statt sorgsam im Sinne des
Gemeinwohls damit zu wirtschaften, wird
spekuliert wie nie zuvor; nicht mehr nur in
Ballungszentren, sondern immer häufiger
auch auf dem Land. Ungebremst von Staat
und Politik werden verhältnismäßig weni-
ge Grundstückseigentümer dabei reich –
ohne dafür etwas zu leisten. Zeitlebens
schimpfte Vogel über solche „leistungslo-
sen Bodengewinne“ und warnte zu Recht,
dass ein immer größerer Teil der Bevölke-
rung abgekoppelt wird, weil er sich Kauf-
preise, Pachten und Mieten finanziell
nicht mehr leisten kann.

Es ist eine Entwicklung, die den festge-
schriebenen Grundlagen unseres Staates
elementar zuwiderläuft. Als stünde im
Grundgesetz nicht unmissverständlich,
dass „Eigentum verpflichtet“ und „dem
Wohle der Allgemeinheit dienen“ müsse.
Und als hätte nicht das Bundesverfas-
sungsgericht 1967 vorgegeben: „Die Tatsa-
che, dass der Grund und Boden unver-
mehrbar und unentbehrlich ist, verbietet
es, seine Nutzung dem unübersehbaren
Spiel der freien Kräfte und dem Belieben
des Einzelnen vollständig zu überlassen.“
Eine gerechte Rechts- und Gesellschafts-
ordnung zwinge dazu, „die Interessen der
Allgemeinheit beim Boden in weit stärke-
rem Maße zur Geltung zu bringen als bei
anderen Vermögensgütern“. Grund und
Boden, so die Karlsruher Richter weiter,
sei „weder volkswirtschaftlich noch in sei-
ner sozialen Bedeutung mit anderen Ver-
mögenswerten ohne Weiteres gleichzustel-
len; er kann im Rechtsverkehr nicht wie ei-
ne mobile Ware behandelt werden“. Genau
das geschieht aber, und die dadurch längst
entstandene gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Unwucht wächst weiter. Denn
Boden wird hierzulande immer knapper,
und das Problem verschärft sich in den
kommenden Jahren. Das wiederum treibt
den marktwirtschaftlichen Mechanismus
an, der Preise steigen lässt, wenn das Ange-
bot sinkt. Und zwar in einem Ausmaß,
dass Parlamente und Regierungen endlich
eingreifen und tun müssen, was das
Grundgesetz und was die Verfassungsrich-
ter schon vor Jahrzehnten verlangten.

Natürlich schrumpft die Republik geo-
grafisch betrachtet nicht; sie misst ihrem
Statistischen Bundesamt zufolge knapp
357 700 Quadratkilometer, und unter nor-
malen und friedlichen Umständen ändert
sich daran auch nichts. Was aber mehr
wird, sind die Begehrlichkeiten und die Zu-

griffe. Für Wohn- und Gewerbegebiete
braucht es Flächen. Doch die Grenzen zwi-
schen Sinnhaftigkeit und Flächenfraß ver-
schwimmen dabei vielerorts. Verantwortli-
che von Bund, Ländern und Kommunen
beklagen ihn zwar oft – aktuell werden et-
wa 70 Fußballfelder Natur täglich zuge-
baut – und versprechen eine maßvollere
und umsichtigere Entwicklung. Im Alltag
aber entscheiden sie viel zu oft sorglos und
verschwenderisch.

Verschärfend kommt ein neues Pro-
blem hinzu: Der Kampf gegen die Erder-
wärmung und den Klimawandel braucht
viel Platz. Energie- und Verkehrswende be-
legen zwangsläufig Flächen für Wind-
räder, Solaranlagen und Stromtrassen.
Hinzu kommen Reparaturwerke für Eisen-
bahnen. Dabei bräuchte auch die Natur
dringend mehr Raum. Nur ökologisch
wertvolle Böden (also solche, die nicht ex-
zessiv bewirtschaftet und von schweren
Gerätschaften hartgewalzt werden) kön-
nen klimaschädliche Treibhausgase auf-
nehmen und verarbeiten. Wer schwinden-
de Wasserreserven wieder auffüllen will,
muss dafür sorgen, dass Regenwasser
nicht oberflächlich in die Meere abfließt,
sondern im Boden versickert. Einem Bo-
den, der dann aber nicht intensiv mit Gülle
und Pestiziden bewirtschaftet werden
kann. Zwei Drittel des deutschen Trink-

wassers werden aus Grundwasser entnom-
men. Flächennutzung ist also die wohl
wichtigste aller Umweltfragen. In der Rea-
lität aber wird sie weitgehend dem freien
Spiel der Kräfte überlassen. Das bringt
ökologische, aber auch ökonomische und
gesellschaftliche Verwerfungen mit sich.

Nicht nur in Ballungszentren explodie-
ren Baulandpreise und Mieten, weil
Grundstückseigentümer mit ihrer Innen-
stadtbrache oder dem Acker am Stadtrand
so lange zocken, bis ein paar Hundert oder
Tausend Quadratmeter sie reich oder
noch reicher machen. Sondern immer häu-
figer auch in der Provinz, wo der Begriff
„Landgrabbing“ kursiert. Landraub also,
von dem doch früher nur in Afrika oder La-
teinamerika die Rede war.

Vor allem, aber nicht ausschließlich in
Ostdeutschland mehren sich die Fälle, bei
denen finanzstarke, branchenfremde In-
vestoren Preise für landwirtschaftliche
Flächen bezahlen, bei denen normale
Landwirte nicht mehr mithalten können.
Mehr als die Hälfte der Agrarfläche in
Deutschland befindet sich mittlerweile in
ihrem Besitz. Zur neuen Generation der
Großgrundbesitzer gehören internationa-
le Finanzinvestoren wie der Rückversiche-
rer Munich Re, asiatische Beteiligungsge-
sellschaften, Immobilienriesen wie die
Leipziger Quarterback aus dem Vonovia-

Imperium und superreiche deutsche Un-
ternehmerfamilien. Die Aldi-Albrechts
zum Beispiel, die Zechs aus Bremen oder
die Pharma-Dynastie Merckle.

Grund und Boden haben sie sich in Ost-
deutschland nicht selten über private Stif-
tungen angeeignet. Gute Investments aus
ihrer Sicht, denn mit Boden und auch
Wald lassen sich weitaus höhere Renditen
erwirtschaften als mit vielen anderen Geld-
anlagen. Ein paar Zahlen nur: In den ver-
gangenen zehn Jahren stiegen in Deutsch-
land die Preise für Bauland um 60 Pro-
zent, für Wald um 67 Prozent, und jene für
landwirtschaftliche Nutzflächen haben
sich sogar verdoppelt.

Bisweilen trägt das Investmentgeschäft
auch kuriose Züge. Wie 2023 in Südthürin-
gen, als die Schweizerische Post AG einem
Adeligen 2400 Hektar Wald abkaufte, den
Zillbacher Forst. Sie zahlte dafür ein Mehr-
faches dessen, was die örtlichen Kommu-
nen für angemessen hielten und zu zahlen
bereit gewesen wären. Warum hat sich aus-
gerechnet die Schweizer Post Wald in Thü-
ringen gekauft? Die Antwort ist so simpel
wie grotesk: Sie will damit ihre Ökobilanz
aufhübschen. Die Schweizer Post will sich
spätestens 2040 als klimaneutral feiern.
Das schafft sie im eigenen Land kaum,
weil die nötigen Flächen sehr viel teurer
wären. Der Zillbacher Forst bindet rechne-

risch 9000 Kubikmeter Kohlendioxid pro
Jahr und hilft somit beim Schweizer Klima-
monopoly zumindest auf dem Papier.

Nicht selten nutzen Spekulanten einen
legalen Trick: Sie kaufen nicht Ackerflä-
chen und Wiesen direkt, denn dann hätten
angestammte Landwirte ein gesetzliches
Vorkaufsrecht. Sondern sie übernehmen
einfach die Mehrheit der Anteile jener
landwirtschaftlichen Firma, der die Flä-
chen gehören. Mit dem für die Investoren
hübschen Nebeneffekt, über diesen Um-
weg eine Menge Grunderwerbsteuer zu
sparen. Dem Staat entgehen so jedes Jahr
gewaltige Einnahmen in Millionenhöhe.
Lukrativ sind die Deals aber auch dank der
EU. Denn Agrarförderung aus Brüssel ist
in der Regel an Flächen gekoppelt. Viel
Acker bringt also auch viel Geld für die oh-
nehin finanzstarken Investoren.

Für Ökologie und Biodiversität muss es
nicht von Nachteil sein, wenn Investoren
landwirtschaftliche Betriebe überneh-
men. Manch vermögender Privatbesitzer
kann es sich leisten, Böden nicht auf Teu-
fel komm raus das Maximale an Ertrag ab-
zupressen, und setzt auf schonende Bio-
landwirtschaft. Nur wo führt es hin, wenn
immer mehr Boden in den Händen von im-
mer weniger Menschen landet? Wenn er
zum Spekulationsobjekt verkommt. Es
geht nicht um irgendeine Ware; Boden ist
kein beliebiges Wirtschaftsgut, sondern
per Gesetz dem Gemeinwohl verpflichtet.
Und er lässt sich nicht vermehren.

Nicht nur von Hans-Jochen Vogel gab es
in den vergangenen Jahrzehnten immer
wieder politische Vorstöße mit dem Ziel,
der Spekulation in Stadt und Land Einhalt
zu gebieten. „Wer mit Bauland spekuliert,
statt es für bezahlbare Wohnungen, Kin-
dergärten und Schulen zu nutzen, der han-
delt in Zeiten von Wohnungsnot zutiefst
unsozial“, schrieb der damals Regierende
Bürgermeister von Berlin, Michael Müller,
einmal im Handelsblatt. Sein SPD-Genos-
se Norbert Walter-Borjans forderte 2020 –
damals war er noch Parteichef –, Gewinne
aus Bodengeschäften zu versteuern, je hö-
her sie ausfallen, umso kräftiger. Der Ge-
genwind für ihn war gewaltig: Walter-Bor-
jans wurden Enteignungsfantasien unter-
stellt und prophezeit, wenn diese soge-
nannte Bodenwertzuwachssteuer kom-
me, dann breche der private Wohnungs-
bau zusammen. Dabei fand selbst das ar-
beitgebernahe Institut der deutschen Wirt-
schaft die Idee nicht so schlecht. Und der
Deutsche Gewerkschaftsbund sah darin ei-
ne Chance, dass Kommunen und damit
auch die Menschen vor Ort von Wertsteige-
rungen profitieren könnten.

Dennoch zerschellen solche Vorstöße
seit Jahrzehnten regelmäßig an einer Mau-
er konservativ-marktliberaler Politik, die
unter dem Einfluss der Finanz- und Immo-
bilienbranche steht. Selbst viele Landwir-
te und ihr Bauernverband wollen davon
nichts hören. Obwohl sie selbst zum Opfer
von Landgrabbing werden können. Oft ge-
nug sitzen sie aber auch auf der anderen
Seite, als Verkäufer von Flächen, die hohe
Spekulationsgewinne versprechen.

Dabei ist die Erkenntnis, dass es im Um-
gang mit Boden so nicht weitergehen darf
und kann, kein sozialdemokratisches Al-
leinstellungsmerkmal. Und Hans-Jochen
Vogel war auch nicht der einzige deutsche
Spitzenpolitiker, der die Probleme früh
kommen sah. Gerne zitierte er einen be-
rühmten Unionspolitiker, der bereits 1970
bei einer Rede in Nürnberg einen bemer-
kenswerten Satz sagte: „Die Grundstücks-
preise in der Bundesrepublik Deutschland
steigen in einem Maße, dass es nicht zu
verantworten ist, diese Gewinne unver-
steuert in die Taschen einiger fließen zu
lassen.“ Der Politiker hieß Franz Josef
Strauß. 

London/Sydney – Die Bergbaukonzer-
ne Glencore und Rio Tinto prüfen eine
Fusion zum weltweit größten Unterneh-
men der Branche mit einem Börsenwert
von rund 207 Milliarden Dollar. Beide
Firmen bestätigten am späten Donners-
tagabend entsprechende Gespräche.
Dabei gehe es um eine mögliche Zusam-
menlegung einiger oder aller Geschäfts-
bereiche. Eine Option sei eine Übernah-
me des Schweizer Glencore-Konzerns
durch die britisch-australische Rio Tinto
im Zuge eines Aktientauschs. Es sei aber
offen, ob es am Ende zu einer Einigung
komme.

Dies ist der zweite Anlauf für eine An-
näherung innerhalb von gut einem Jahr.
Ende 2024 hatte Glencore Rio Tinto
angesprochen, eine Einigung gab es da-
mals nicht. Einem Insider zufolge wur-
den die Gespräche Ende 2025 wieder
aufgenommen. Seit dem ersten Versuch
hat sich bei Rio Tinto einiges geändert:
Unter dem neuen Vorstandschef Simon
Trott, der im August sein Amt antrat,
will sich der Konzern neu aufstellen und
sich von weniger wichtigen Vermögens-
werten trennen.

Rio Tinto ist der weltweit größte Eisen-
erzförderer und kommt auf einen Markt-
wert von 142 Milliarden Dollar. Glencore
wird mit 65 Milliarden Dollar bewertet.
Der Unternehmenswert, der auch die
Schulden berücksichtigt, würde bei
mehr als 260 Milliarden Dollar liegen.

Glencore und Rio Tinto besitzen je-
weils große Kupfervorkommen. Ein
fusioniertes Unternehmen würde mit
dem australischen Bergbaukonzern
BHP Group konkurrieren. Rio Tinto
könnte seine Kupferproduktion mit
dem Deal erheblich ausweiten und dem
Unternehmen eine Beteiligung an der
Collahuasi-Mine in Chile verschaffen, ei-
nem der reichsten Vorkommen der Welt.
Sowohl Rio Tinto als auch sein größerer
Konkurrent BHP erzielen nach wie vor
einen erheblichen Teil ihrer Einnahmen
aus Eisenerz. Die Entwicklung der Nach-
frage ist allerdings ungewiss, da sich
Chinas jahrzehntelanger Bauboom dem
Ende zuneigt.

Ben Cleary, Portfoliomanager bei Tri-
beca Investment Partners, bezeichnete
ein Zusammengehen als sehr sinnvoll.
„Es ist der einzige große Bergbau-Deal,
der derzeit auf dem Markt ist.“ Der Vorsit-
zende des Rio-Tinto-Boards, Dominic
Barton, hat signalisiert, dass Rio Tinto
eine Reihe katastrophaler Geschäfte
hinter sich gelassen habe, das Unter-
nehmen werde bei Übernahmen offener
sein.

Analysten hatten zuvor bereits mögli-
che Hindernisse für einen solchen Deal
genannt. Glencore ist einer der weltweit
größten Kohleproduzenten – ein Ge-
schäftsfeld, aus dem sich Rio Tinto
bereits zurückgezogen hat –, während
die beiden Unternehmen sehr unter-
schiedliche Unternehmenskulturen ha-
ben. Auch Glencore wollte den Kohle-
bereich bereits ausgliedern, was die
Aktionäre jedoch verhinderten.

Gemäß den britischen Übernahme-
regeln hat Rio Tinto nun bis zum 5. Fe-
bruar Zeit, ein formelles Angebot für
Glencore abzugeben oder aber zu erklä-
ren, dass es seinen Vorstoß nicht fort-
setzen wird. Die in den USA notierten
Aktien von Glencore legten nach der Be-
stätigung der Fusionsgespräche deut-
lich um zehn Prozent zu, Rio Tinto gaben
etwas nach. Zuerst hatte die Financial
Times über die neuerlichen Verhandlun-
gen berichtet. REUTERS, BLOOMBERG
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U-Boot in der Kieler Werft von TKMS: Die Thyssenkrupp-Tochter ist weltweit größ-
ter Hersteller von nicht atomgetriebenen U-Booten.  F O T O : P E T R A N O W A C K / I M A G O / P E N O F O T O
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